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2. Instanz

Aktenzeichen L 1 SB 54/00
Datum 21.06.2001

3. Instanz

Datum -

I. Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Leipzig vom 20.09.2000 und der Bescheid
vom 26.08.1998 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 08.04.1999 werden
abgeÃ¤ndert und der Beklagte verurteilt, bei der KlÃ¤gerin ab 13.12.1999 den Grad
der Behinderung mit 70 festzustellen. Im Ã�brigen wird die Berufung
zurÃ¼ckgewiesen.
II. Der Beklagte trÃ¤gt ein FÃ¼nftel der auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin in
beiden RechtszÃ¼gen.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die HÃ¶he des Grades der Behinderung (GdB) sowie
um die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe des
Merkzeichens "aG" (auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung) nach dem
Schwerbehindertengesetz (SchwbG).

Der Beklagte stellte erstmals im Februar 1994 bei der am â�¦ geborenen KlÃ¤gerin
auf der Grundlage eines Befundberichts von Dipl.-Med. G â�¦, Facharzt fÃ¼r
Augenheilkunde, von Dr. W â�¦, Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die, und von Dipl.-Med. H
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â�¦, Facharzt fÃ¼r Innere Medizin, fest, dass die KlÃ¤gerin schwerbehindert ist. Mit
Abhilfebescheid vom 23.09.1994 stellte der Beklagte bei der KlÃ¤gerin die
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "G" sowie eine
Behinderung mit einem GdB von 60 unter BerÃ¼cksichtigung folgender
FunktionsstÃ¶rungen (dort und im Folgenden als "Behinderungen" bezeichnet) fest:

1. Sehbehinderung,
2. Wirbelbruch Funktionsbehinderung bei WS-Verformung, Osteoporose,
3. BewegungseinschrÃ¤nkung des HÃ¼ftgelenkes beidseits,
4. BewegungseinschrÃ¤nkung des Sprunggelenkes links,
BewegungseinschrÃ¤nkung des Handgelenkes rechts.

Am 11.05.1995 beantragte die KlÃ¤gerin bei dem Beklagten erstmals die
Zuerkennung des Merkzeichens "aG". Nach Einholung eines Befundberichtes von
Dr. W â�¦ lehnte der Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom
15.08.1995 ab.

Unter dem 05.01.1998 stellte die KlÃ¤gerin bei dem Beklagten einen
Verschlimmerungsantrag. Die Funktionsbehinderung durch die
WirbelsÃ¤ulenverkrÃ¼mmung nach WirbeleinbrÃ¼chen infolge der Osteoporose
habe sich verschlimmert. Aufgrund dessen habe sie starke Gehbeschwerden, so
dass sie auf ein Auto angewiesen sei. Am 20.08.1997 habe sie eine Radiusfraktur
am rechten Handgelenk erlitten. Der Beklagte holte die von Dr. G â�¦, FachÃ¤rztin
fÃ¼r Innere Medizin/Endokrinologie festgestellten Befunde, einen Arztbericht von
Dr. R â�¦ vom Pathologischen Institut in Leipzig sowie Befundberichte von Prof. Dr. J
â�¦ von der Unfall- und Wiederherstellungschirurgie der UniversitÃ¤t Leipzig, von
Dipl.-Med. H â�¦ und von Dipl.-Med. P â�¦, Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und
Chirotherapie, ein.

Der Beklagte lehnte mit Bescheid vom 26.08.1998 den Antrag der KlÃ¤gerin ab, da
in den VerhÃ¤ltnissen, die fÃ¼r die Feststellung der Behinderungen der KlÃ¤gerin,
des Grades der Behinderung und des Anspruchs auf Merkzeichen maÃ�gebend
gewesen seien, keine wesentliche Ã�nderung eingetreten sei. Weder hÃ¤tten sich
die bisher festgestellten Behinderungen verschlimmert noch lÃ¤gen weitere
GesundheitsstÃ¶rungen vor, die eine FunktionsbeeintrÃ¤chtigung bewirkten und
deshalb als Behinderungen gelten wÃ¼rden. Hiergegen legte die KlÃ¤gerin am
11.09.1998 Widerspruch ein. Aufgrund der Verschlimmerung ihrer Beschwerden sei
sie in eine Wohnung mit Fahrstuhl und Tiefgaragenplatz umgezogen, da sie nicht in
der Lage sei, grÃ¶Ã�ere Strecken ohne erhebliche Anstrengungen sowie Gehhilfen
zurÃ¼ckzulegen. Die im Abhilfebescheid vom 23.09.1994 festgestellten
Behinderungen hÃ¤tten sich um ein erhebliches MaÃ� verschlimmert, so dass sie
stÃ¤ndig Medikamente zur Schmerzlinderung einnehmen und stÃ¤ndig zahlreiche
psychotherapeutische Behandlungen in Anspruch nehmen mÃ¼sse. Auch sei eine
HÃ¼ftoperation aufgrund der starken BewegungseinschrÃ¤nkungen nicht mehr zu
vermeiden. Hinzukomme die erneute Radiusfraktur vom 20.08.1997 und
demzufolge eine Fehlstellung der rechten Hand.

Im Widerspruchsverfahren holte der Beklagte erneut einen Befundbericht von
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Dipl.-Med. P â�¦ sowie von Dr. G â�¦ ein und veranlasste die medizinische
Begutachtung der KlÃ¤gerin. Dr. D â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die und
Sportmedizin, kam in ihrem Gutachten vom 22.02.1999 zu dem Ergebnis, dass die
Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule infolge der erheblich gestÃ¶rten Statik mit
der Osteoporose mit einem GdB von 40 bewertet werden kÃ¶nne. Die
FunktionseinschrÃ¤nkung am linken HÃ¼ftgelenk bedinge einen GdB von 30. Die
Sehbehinderung bestehe unverÃ¤ndert und bedinge einen GdB von 30.
Weggefallen als Behinderung sei die BewegungseinschrÃ¤nkung des linken
Sprunggelenkes. Hier liege lediglich eine EinschrÃ¤nkung von 10Â° gegenÃ¼ber
der Gegenseite vor, es bestehe keine FunktionsstÃ¶rung im Sinne der einer
Behinderung. Am rechten Handgelenk bestehe lediglich eine leichte
Bajonettstellung im Handgelenksbereich ohne grÃ¶Ã�ere funktionelle
EinschrÃ¤nkungen. Eine Behinderung liege nicht mehr vor. Der Gesamt-GdB
verbleibe insgesamt bei 60. Es bestÃ¼nden weiterhin die Voraussetzungen fÃ¼r
das Merkzeichen "G", jedoch nicht fÃ¼r "aG". Die KlÃ¤gerin sei in ihrem
GehvermÃ¶gen nicht mit einem Doppeloberschenkelamputierten vergleichbar.

GestÃ¼tzt auf das Gutachten von Dr. D â�¦ wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 08.04.1999 den Widerspruch der KlÃ¤gerin zurÃ¼ck.

Mit der am 16.04.1999 beim Sozialgericht Leipzig (SG) erhobenen Klage hat die
KlÃ¤gerin ihr auf Zuerkennung des Merkzeichens "aG" und Feststellung eines
hÃ¶heren GdB als 60 gerichtetes Begehren weiterverfolgt. Sie sei kaum mehr in der
Lage, schon kÃ¼rzere Strecken zurÃ¼ckzulegen, so dass sie nur noch auf ihren Pkw
angewiesen sei. Zur Benutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel sei sie nicht mehr in
der Lage. Aus dem Befund von Dr. G â�¦, der zur versorgungsÃ¤rztlichen
Untersuchung vorgelegen hÃ¤tte, ergebe sich eindeutig, dass sich ihre Befunde
erheblich verschlechert hÃ¤tten.

Das SG hat Beweis erhoben und ein Gutachten auf orthopÃ¤dischem Gebiet von
Prof. Dr. S â�¦ vom 20.01.2000 eingeholt. Dieser kam zu dem Ergebnis, dass die
GesundheitsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet einen GdB von 50 zur
Folge hÃ¤tten. ZuzÃ¼glich der Behinderungen auf nichtorthopÃ¤dischem
Fachgebiet (Sehbehinderung) lÃ¤ge ein Gesamt-GdB von 60 vor. FÃ¼r eine
auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung lÃ¤gen die medizinischen Voraussetzungen
nicht vor. Es kÃ¶nne nicht davon ausgegangen werden, dass die KlÃ¤gerin sich nur
mit fremder Hilfe oder mit groÃ�er Anstrengung auÃ�erhalb ihres Fahrzeuges
bewegen kÃ¶nne. Wegstrecken von 500 m ohne Zeitdruck seien trotz der
deutlichen Behinderungen noch durchaus zumutbar. Sie sei deutlich besser gestellt
als die in den Anhaltspunkten genannten Vergleichspersonen. Auf das Gutachten im
Ã�brigen (Bl. 25-35 SG-Akte) wird Bezug genommen.

Die KlÃ¤gerin hat zu dem Gutachten von Prof. Dr â�¦ Stellung genommen und einen
Behandlungsbericht ihrer Physiotherapeutin Frau J â�¦ vorgelegt. Danach wÃ¼rden
die Gehstrecken der KlÃ¤gerin geringer werden und das Gangbild weiche stÃ¤rker
als zuvor ab (hinkender-schleppender Gang). WÃ¤hrend der Krankengymnastik
werde eine stÃ¤rker werdende InstabilitÃ¤t deutlich. Diese verursache Schmerzen
und MuskelverkÃ¼rzungen. Einige wichtige Gebrauchsbewegungen des Alltags
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seien nicht mehr mÃ¶glich, z. B. in die Hocke gehen und wieder aufrichten, andere
nur mit groÃ�en EinschrÃ¤nkungen und Ausweichmechanismen.

Das SG hat nach AnhÃ¶rung der Beteiligten mit Gerichtsbescheid vom 20.09.2000
die Klage abgewiesen. Das SG stÃ¼tzt seine Entscheidung auf das Gutachten von
Dr. D â�¦ und das des gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen. Danach stehe fest,
dass die KlÃ¤gerin nicht die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das
Merkzeichen "aG" erfÃ¼lle. Die noch mÃ¶gliche Wegstrecke, welche von dem
SachverstÃ¤ndigen (Prof. Dr. S â�¦) mit etwa 500 m eingeschÃ¤tzt werde, liege weit
Ã¼ber derjenigen, welche gewÃ¶hnlich fÃ¼r das Merkzeichen "aG" in Ansatz zu
bringen sei. Das Merkzeichen "aG" werde nur zuerkannt, wenn das
FortbewegungsvermÃ¶gen auf das Schwerste eingeschrÃ¤nkt sei und der
Behinderte nur noch kÃ¼rzeste Wegstrecken von max. 50 m zurÃ¼cklegen kÃ¶nne.
Eine derartige starke EinschrÃ¤nkung liege bei der KlÃ¤gerin auch nicht
annÃ¤hernd vor. Soziale Aspekte kÃ¶nnten bei der Entscheidung nicht
berÃ¼cksichtigt werden.

Gegen den an die KlÃ¤gerin am 02.10.2000 abgesandten Gerichtsbescheid richtet
sich die am 25.10.2000 eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin. Sie bezweifle, dass sie
mindestens 500 m am StÃ¼ck laufen kÃ¶nne. Sobald sie aufgestanden sei, suche
sie schon den nÃ¤chsten Halt. Frei stehen kÃ¶nne sie Ã¼berhaupt nicht mehr.

Die im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht anwesende und nicht vertretene
KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Leipzig vom 20.09.2000 und den Bescheid
vom 26.08.1998 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 08.04.1999
abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu verurteilen, bei ihr mit Wirkung ab 05.01.1998
einen GdB von mindestens 70 sowie die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r
das Merkzeichen "aG" festzustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat zur weiteren Ermittlung des medizinischen Sachverhalts einen
Befundbericht von Dipl.-Med. H â�¦, von Dipl.-Med. P â�¦ sowie von Dr. G â�¦ und
den Entlassungsbericht der Sachsenklinik Bad-Lausick eingeholt. Nach Angabe von
Dr. G â�¦ hat sich die Knochendichte seit Dezember 1999 etwas verbessert. Die
Abschlussuntersuchung in der Reha-Klinik ergab, dass die KlÃ¤gerin in der Lage ist,
eine Gehstrecke von 500 m im langsamen Tempo mit mehreren Pausen
zurÃ¼ckzulegen. Dann fÃ¼hle sich die KlÃ¤gerin erschÃ¶pft und leide teilweise
unter Luftnot. Es bestehe weiterhin ein linkshinkendes Gangbild. Auf den Reha-
Entlassungsbericht der Sachsenklink Bad-L â�¦ vom 01.02.2001 im Ã�brigen wird
Bezug genommen (Bl. 44-48 LSG-Akte).

Wegen der weiteren Einzelheiten zum Sach- und Streitstand wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten aus beiden RechtszÃ¼gen und der Schwerbehindertenakte Bezug
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genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte in Abwesenheit der ordnungsgemÃ¤Ã� geladenen KlÃ¤gerin
verhandeln und entscheiden (Â§ 153 Abs. 1; Â§ 110 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz â��
SGG -).

Gegenstand der Klage und somit der Berufung der KlÃ¤gerin ist sowohl der geltend
gemachte Anspruch auf Zuerkennung des Merkzeichens "aG" als auch Feststellung
eines hÃ¶hereren Gdb als 60. Insoweit hat das SG zwar nicht entschieden. Dies
hindert indes den Senat nicht hierÃ¼ber eine Entscheidung zu treffen. GemÃ¤Ã� Â§
123 SGG entscheidet das Gericht Ã¼ber die vom KlÃ¤ger erhobenen AnsprÃ¼che,
ohne an die Fassung der AntrÃ¤ge gebunden zu sein. Dieses Gebot der
umfassenden Entscheidung Ã¼ber die vom KlÃ¤ger erhobenen AnsprÃ¼che gilt
gleichermaÃ�en fÃ¼r die Berufungsinstanz (Â§ 123 i.V.m. Â§ 157 Satz 1 SGG). Â§
157 Satz 1 SGG ist nach der Rechtssprechung des BSG, der sich der Senat
anschlieÃ�t, nicht dahingehend zu verstehen, dass stets allein der Umfang der
PrÃ¼fung des Streitfalles durch das Sozialgericht die Grenze der PrÃ¼fung durch
das Landessozialgericht bestimmt. Andernfalls kÃ¶nnten Fehler der Vorinstanz bei
der Bestimmung dieser Grenzen nicht beseitigt werden (vgl. BSGE 48, 243, 244 f.).
Aus der KlagebegrÃ¼ndung ergibt sich indes, dass die KlÃ¤gerin nicht nur den
Nachteilsausgleich "aG", sondern auch einen hÃ¶heren als den vom Beklagten
festgestellten GdB begehrte. HierÃ¼ber hat das SG zu Unrecht nicht entschieden.

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 105 Abs. 2 Satz 1,
143, 151 â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig und erweist sich zum Teil als begrÃ¼ndet. Der
angefochtene Bescheid vom 26.08.1998 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 08.04.1999 erweist sich insoweit als rechtswidrig, als der GdB ab 13.12.1999
mit 70 festzustellen ist, im Ã�brigen aber als rechtmÃ¤Ã�ig.

GemÃ¤Ã� Â§ 4 Abs. 1 Satz 1 SchwbG stellen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden und damit der
Beklagte das Vorliegen einer Behinderung und den Grad der Behinderung fest. Sind
neben dem Vorliegen der Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale
Voraussetzung fÃ¼r die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen, so treffen die
fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des BVG zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden die erforderlichen
Feststellungen im Verfahren nach Â§ 4 Abs. 1, 4 Abs. 4 SchwbG.

Behinderung ist nach Â§ 3 Abs. 1 SchwbG die Auswirkung einer nicht nur
vorÃ¼bergehenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigung, die auf einem regelwidrigen
kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen Zustand beruht. Regelwidrig ist der
Zustand, der von dem fÃ¼r das Lebensalter typischen abweicht. Als nicht nur
vorÃ¼bergehend gilt ein Zeitraum von mehr als sechs Monaten. Bei mehreren sich
gegenseitig beeinflussenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen ist deren
Gesamtauswirkung maÃ�geblich. Die Auswirkung der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
ist gem. Â§ 3 Abs. 2 SchwbG als Grad der Behinderung, nach Zehner-Graden
abgestuft, von 20 bis 100 festzustellen, wobei nach Â§ 3 Abs. 3 SchwbG die im
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Rahmen des Â§ 30 Abs. 1 BVG normierten MaÃ�stÃ¤be entsprechend gelten. FÃ¼r
die Beurteilung ist danach maÃ�geblich, in welchem AusmaÃ� die aus einer
GesundheitsstÃ¶rung hervorgehende BeeintrÃ¤chtigung den Betroffenen in Arbeit,
Beruf und Gesellschaft behindern. Dabei sind einerseits besonders berufliche
BeeintrÃ¤chtigungen zu berÃ¼cksichtigen, andererseits finden auch
EinschrÃ¤nkungen bei der AusÃ¼bung von TÃ¤tigkeiten im Haushalt oder in der
Freizeit BerÃ¼cksichtigung. Liegen mehrere FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen vor, so
ordnet Â§ 4 Abs. 3 SchwbG an, dass der GdB nach den Auswirkungen der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit und unter BerÃ¼cksichtigung
ihrer wechselseitigen Beziehungen festzustellen ist.

Grundlage fÃ¼r die inhaltliche Bemessung und den Umfang einer Behinderung
sowie die konkrete Bestimmung des GdB sind im Hinblick auf die Gleichstellung
aller Schwerbehinderten die "Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit
im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz" (AHP)
in ihrer jeweils geltenden Fassung, die das Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und
Sozialordnung zuletzt 1996 herausgegeben hat. Zwar beruhen die AHP weder auf
dem Gesetz noch auf einer Verordnung oder auch nur auf Verwaltungsvorschriften,
so dass sie keinerlei NormqualitÃ¤t haben, dennoch sind sie als antizipierte
SachverstÃ¤ndigengutachten anzusehen, die in der Praxis wie Richtlinien fÃ¼r die
Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit wirken, deshalb normÃ¤hnliche Auswirkungen haben
und im Interesse einer gleichmÃ¤Ã�igen Rechtsanwendung wie untergesetzliche
Normen von den Gerichten anzuwenden sind (vgl. BSG, Urteil vom 09.04.1997 â�� 
9 RVs 4/95 -; BSGE 72, 285, 286 ff.). Die AHP stellen eine der Entscheidungsfindung
dienende Grundlage der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaften zur
Bemessung sowohl des Umfanges als auch der Schwere der BeeintrÃ¤chtigung dar.
Denn in ihnen ist der medizinische Kenntnisstand fÃ¼r die Beurteilung von
Behinderungen jeweils aktualisiert wiedergegeben. Sie ermÃ¶glichen auf diese
Weise eine nachvollziehbare, dem medizinischen Kenntnisstand entsprechende
Rechtsprechung sowohl hinsichtlich des Umfanges als auch der Schwere der
BeeintrÃ¤chtigungen, die dem Gleichheitssatz genÃ¼gt.

Der Begriff des GdB umfasst im Ã�brigen nicht einen medizinischen, sondern einen
rechtlichen Begriff, so dass seine Festlegung nicht Aufgabe von SachverstÃ¤ndigen
ist. Diese beruht auch nicht auf medizinischen Erfahrungen, sondern auf einer
rechtlichen Wertung von Tatsachen, die jedoch mit Hilfe von medizinischen
SachverstÃ¤ndigen festzustellen sind. Bei der erforderlichen rechtlichen
Schlussfolgerung bilden zwar die Auffassungen des SachverstÃ¤ndigen wertvolle
Fingerzeige; doch es steht zu beachten, dass es sich dabei nicht um die ErÃ¶rterung
medizinischer, sondern um eine solche rechtlicher Begriffe handelt, welche im
Streifall den Gerichten obliegt (vgl. BSG, Urteil vom 29.08.1990 â�� 9 a/9 RVs 7/89
= SozR 3-3870 Â§ 4 SchwbG Nr. 1).

Vor diesem rechtlichen Hintergrund hat die KlÃ¤gerin Anspruch auf Feststellung
eines GdB von 70, weil sich die Funktionsbehinderungen sowohl im Bereich der
WirbelsÃ¤ule als auch im Bereich der HÃ¼ftgelenke seit Erlass des
Teilabhilfebescheides verschlechtert haben, mithin eine wesentliche Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse im Sinne des Â§ 48 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) vorliegt.
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Dies ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats aus dem Gesamtergebnis der
Beweisaufnahme, d. h. aus allen im Verwaltungs- und Gerichtsverfahren
gewonnenen medizinischen Erkenntnissen, insbesondere aber aus dem Gutachten
Dr. D â�¦ in Zusammenschau mit dem des gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen.

Danach leidet die KlÃ¤gerin auf orthopÃ¤dischem Gebiet unter einer
VerschleiÃ�erkrankung beider HÃ¼ftgelenke mit BewegungseinschrÃ¤nkung, einer
erheblichen WirbelsÃ¤ulenfehlform bei Kalksalzminderung und degenerativen
VerÃ¤nderungen mit BewegungseinschrÃ¤nkung ohne NervenausfÃ¤lle, einer
beginnenden VerschleiÃ�erkrankung beider Kniegelenke mit geringen
BewegungseinschrÃ¤nkungen und unter einer BewegungseinschrÃ¤nkung des
rechten Handgelenkes nach in Fehlstellung verheiltem Speichenbruch. Daneben
besteht eine Sehbehinderung sowie ein Bluthochdruck.

FÃ¼r die BewegungseinschrÃ¤nkung der HÃ¼ftgelenke hat der gerichtlich bestellte
SachverstÃ¤ndige einen Einzel-GdB von 40 als angemessen erachtet. Dies steht in
Ã�bereinstimmung mit den AHP. GemÃ¤Ã� Ziff. 26.18, S. 150 AHP ist bei einer
BewegungseinschrÃ¤nkung der HÃ¼ftgelenke geringen Grades (z. B.
Streckung/Beugung bis zu 0/10/90 mit entsprechender EinschrÃ¤nkung der Dreh-
und SpreizfÃ¤higkeit) ein GdB von 10 â�� 20 (einseitig) bzw. 20 â�� 30 (beidseitig),
mittleren Grades (z. B. Streckung/Beugung bis zu 0/30/90 mit entsprechender
EinschrÃ¤nkung der Dreh- und SpreizfÃ¤higkeit) 30 (einseitig) bzw. 50 (beidseitig)
und stÃ¤rkeren Grades ein GdB von 40 (einseitig) bzw. 60 bis 100 (beidseitig)
anzusetzen. Die bei der KlÃ¤gerin vorliegende BewegungseinschrÃ¤nkung ist am
linken HÃ¼ftgelenk mittleren, am rechten HÃ¼ftgelenk noch geringen Grades. Dies
ergibt der Vergleich der vom gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen gemessenen
Werte im HÃ¼ftgelenksbereich nach der Neutral-Null-Methode mit den Werten
eines gesunden HÃ¼ftgelenkes. Die von Prof. Dr â�¦ gemessenen Werte im
HÃ¼ftgelenksbereich betragen bei Streckung/Beugung rechts 0/10/80, links
0/30/50, bei der Abduktion/Adduktion rechts 10/0/10, links 5/0/5 und bei der
AuÃ�en-/Innenrotation rechts 10/0/5 und links 15/10/0. Die Werte eines gesunden
HÃ¼ftgelenkes liegen im Bereich Streckung/ Beugung bei 10/0/130, bei der
Abduktion/Adduktion bei 30 â�� 45/0/20 â�� 30 und bei der AuÃ�en-/und
Innenrotation bei 40 â�� 50/0/30-45. Die GegenÃ¼berstellung der Werte zeigt, dass
bei der KlÃ¤gerin links eine deutliche, mithin mittleren Grades bestehende
EinschrÃ¤nkung der HÃ¼ftgelenksbeweglichkeit besteht, die auf der rechten Seite
noch nicht derart ausgeprÃ¤gt ist. Die im Bereich der Streckung/Beugung am linken
HÃ¼ftgelenk festgestellten Werte weichen von den von Frau Dr. Di â�¦ gemessenen
(0/30/70) im Sinne einer Verschlimmerung ab. Unter Abweichung des von Frau Dr. D
â�¦ festgestellten GdB hÃ¤lt der Senat daher fÃ¼r das "Funktionssystem HÃ¼fte"
ab 13.12.1999 (Tag der Untersuchung durch Prof. Dr. S â�¦) einen GdB von 40 fÃ¼r
angemessen.

FÃ¼r die Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule ist ein GdB von 40 anzusetzen.
Gem. Ziff. 26.18, S. 140 AHP ist fÃ¼r WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit mittelgradigen
funktionellen Auswirkungen in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig
rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t
mittleren Grades, hÃ¤ufig rezidivierende und Tage andauernde
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WirbelsÃ¤ulensyndrome) ein GdB von 20, mit schweren funktionellen Auswirkungen
in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig rezidivierende oder
anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung und InstabilitÃ¤t schweren Grades, hÃ¤ufig
rezidivierende und Wochen andauernde ausgeprÃ¤gte WirbelsÃ¤ulensyndrome) ein
GdB von 30, mit mittelgradigen bis schweren funktionellen Auswirkungen in zwei
WirbelsÃ¤ulenabschnitten ein GdB von 40 sowie mit besonders schweren
Auswirkungen (z. B. Versteifung groÃ�er Teile der WirbelsÃ¤ule; anhaltende
Ruhigstellung durch Rumpforthese, die drei WirbelsÃ¤ulenabschnitte umfasst [z. B.
Milwaukee-Korsett]; schwere Skoliose [ab ca. 70Â° nach Copp]) ein GdB von 50 bis
70 anzusetzen. Bei der KlÃ¤gerin liegen WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den mit zumindest
mittelgradigen funktionellen Auswirkungen im Bereich der Brust- und
LendenwirbelsÃ¤ule vor. In diesem Bereich hat der gerichtlich bestellte
SachverstÃ¤ndige eine deutliche Minderung der Beweglichkeit festgestellt. Dies
stimmt mit dem von ihm erhobenen Befunden Ã¼berein. Danach besteht nunmehr
der minimale Finger-Boden-Abstand in HÃ¶he von 50 cm. Die Seit- neigung
rechts/links mit Werten nach der Neutral-Null-Methode von 15/0/10 (normal 30 â��
40/0/30 â�� 40) sowie die Rotation der WirbelsÃ¤ule rechts/links mit Werten von
15/0/15 (normal 30 â�� 40/0/30 â�� 40) sind bis zu zwei Drittel einer gesunden
WirbelsÃ¤ule eingeschrÃ¤nkt. Die Reklination ist aufgehoben. Die Entfaltbarkeit der
BrustwirbelsÃ¤ule ist ebenso erheblich eingeschrÃ¤nkt. Die Zeichen nach Ott
betragen 30/31 cm, die eines Gesunden 30 und mehr oder gleich 32 cm.
RÃ¶ntgenologisch stellte der gerichtlich bestellte SachverstÃ¤ndige im Brust- als
auch im LendenwirbelsÃ¤ulenbereich eine ausgeprÃ¤gte Fehlform bei
fortgeschrittenen degenerativen WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen, deutlicher
Kalksalzminderung und WirbelkÃ¶rperdeformierung fest. Unter BerÃ¼cksichtigung
der hierdurch auch bedingten erheblich gestÃ¶rten Statik in diesen beiden
WirbelsÃ¤ulenabschnitten sowie der von der KlÃ¤gerin glaubhaft angegebenen
Schmerzen beim Laufen in diesem Bereich mit gÃ¼rtelfÃ¶rmiger Ausstrahlung ist
der GdB entsprechend der EinschÃ¤tzung von Dr. D â�¦ mit 40 anzusetzen.
Besonders schwere Auswirkungen haben die bei der KlÃ¤gerin festgestellten
WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den zumindest momentan nicht zur Folge. Weder liegt eine
Versteifung groÃ�er Teile der WirbelsÃ¤ule vor, noch umfassen die
FunktionseinschrÃ¤nkungen drei WirbelsÃ¤ulenabschnitte. Die HalswirbelsÃ¤ule ist
in ihrer Beweglichkeit nach den Feststellungen sowohl von Prof. Dr. S â�¦ als auch
nach den von Dr. D â�¦ nicht wesentlich beeintrÃ¤chtigt.

Im Bereich der Kniegelenke liegt entgegen den Feststellungen des gerichtlich
bestellten SachverstÃ¤ndigen keine BewegungseinschrÃ¤nkung vor, die im Sinne
der AHP beachtenswert ist. Die AHP sehen in Ziff. 26.18, S. 151 fÃ¼r eine
BewegungseinschrÃ¤nkung im Kniegelenk geringen Grades (z. B.
Streckung/Beugung bis 0/0/90) einen GdB von 0 bis 10 (einseitig) bzw. 10 bis 20
(beidseitig) vor. Die von Prof. Dr. S â�¦ festgestellte Kniegelenksbeweglichkeit bei
Streckung/Beugung rechts 0/0/130 und links 0/5/130 weicht nur unwesentlich von
der Beweglichkeit eines gesunden Kniegelenkes ab. Diese betrÃ¤gt 0/0/120 â��
150. Ein GdB hierfÃ¼r kommt daher nicht in Betracht.

Dies gilt ebenso fÃ¼r die BewegungseinschrÃ¤nkung im oberen Sprunggelenk.
Diese ist nur geringen Grades, so dass hierfÃ¼r kein GdB anzusetzen ist (vgl. Ziff.
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26.18 S. 152 AHP). Die bei der KlÃ¤gerin festgestellte BewegungseinschrÃ¤nkung
am linken oberen Sprunggelenk besteht nur insoweit, als die KlÃ¤gerin nur noch in
der Lage ist, dieses in eine Stellung bis 15Â° zu heben, wÃ¤hrend ein Gesunder
hierzu bis 20 â�� 30Â° in der Lage ist.

SchlieÃ�lich ist entsprechend den Feststellungen des gerichtlich bestellten
SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r die BewegungseinschrÃ¤nkung des rechten Handgelenkes
ein GdB von 10 gerechtfertigt. Nach Ziff. 26.18, S. 115 der AHP ist bei einer
BewegungseinschrÃ¤nkung des Handgelenkes geringen Grades (z. B.
Streckung/Beugung bis 30/0/40) ein GdB von 0 bis 10, bei einer
BewegungseinschrÃ¤nkung stÃ¤rkeren Grades ein GdB von 20 bis 30 anzunehmen.
Die vom gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen gemessene Beweglichkeit des
rechten Handgelenkes ergab fÃ¼r Streckung/Beugung Werte von 60/0/30 und fÃ¼r
die Ellen-/Radialabduktion von 10/0/20. Diese Werte stimmen mit denen im
Ã¤rztlichen Reha-Entlassungsbericht Ã¼berein. Normalwerte eines gesunden
Handgelenkes betragen 35 â�� 60 (Streckung)/0/50 â�� 60 (Beugung) sowie 30 â��
40 (Ulnaabduktion)/0/25 â�� 30 (Radialabduktion). Danach besteht eine
BewegungseinschrÃ¤nkung um etwa die HÃ¤lfte im Bereich der Beugung und etwa
zwei Drittel im Bereich der Ulna(Ellen)abduktion. Da die Ã¼brigen bei der KlÃ¤gerin
gemessenen Werte nicht oder nur unwesentlich von den Normalwerten abweichen,
ist lediglich von einer BewegungseinschrÃ¤nkung geringen Grades auszugehen und
kein hÃ¶herer Grad als 10 gerechtfertigt.

FÃ¼r die bei der KlÃ¤gerin vorliegende Sehbehinderung hat der Beklagte seinem
Teilabhilfebescheid 23.09.1994 zutreffend einen GdB von 30 zugrunde gelegt. Bei
der KlÃ¤gerin besteht eine Hyperopie in beiden Augen (links mehr als rechts) sowie
am linken Auge zusÃ¤tzlich ein Astigmatismus, eine Amblyopie und ein Strabismus
convergens. Das Gesichtsfeld zeigt volle AuÃ�engrenzen. Die SehschÃ¤rfe des
rechten Auges betrÃ¤gt 1,0, die des linken Auges 0,16. Die AHP sehen in Ziff. 26.4,
S. 66 bei Strabismus, wenn ein Auge wegen der Doppelbilder vom Sehen
ausgeschlossen werden muss, einen GdB von 30 vor. Infolge des bei der KlÃ¤gerin
festgestellten Strabismus bei funktioneller EinÃ¤ugigkeit des linken Auges ist fÃ¼r
die Sehbehinderung daher ein GdB von 30 gerechtfertigt. Eine Verschlechterung der
Sehleistung wurde im Ã�brigen nicht vorgetragen, so dass weitere Ermittlungen
nicht zu veranlassen waren.

FÃ¼r den Bluthochdruck war kein GdB anzusetzen. Eine
LeistungsbeeintrÃ¤chtigung ist diesbezÃ¼glich weder vorgetragen, noch ergeben
sich aus der medizinischen Dokumentation Anhaltspunkte hierfÃ¼r. Zu weiteren
Ermittlungen sah sich der Senat daher auch insoweit nicht veranlasst.

Die festgestellten FunktionsstÃ¶rungen in Form der BewegungseinschrÃ¤nkung der
HÃ¼ftgelenke mit einem Teil-GdB von 40, der Funktionsbehinderung der
WirbelsÃ¤ule mit einem GdB von 40, der BewegungseinschrÃ¤nkung des rechten
Handgelenkes mit einem Teil-GdB von 10 und der Sehbehinderung mit einem Teil-
GdB von 30 bedingen einen Gesamt-GdB von 70. Bei der Ermittlung des Gesamt-
GdB ist gem. Ziff. 19 der AHP bei Vorliegen mehrerer FunktionsstÃ¶rungen zwar der
jeweilige Einzel-GdB anzugeben. MaÃ�geblich ist jedoch der Gesamt-GdB, welcher
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nur fÃ¼r den Gesamtzustand der Behinderung festgestellt wird, nicht fÃ¼r
EinzelfunktionsbeeintrÃ¤chtigungen. Bei den Teil-GdB-Werten handelt es sich
lediglich um EinsatzgrÃ¶Ã�en, bei denen die EinschÃ¤tzung des Gesamt-GdB
einerseits vorbereitet, andererseits nachvollziehbar begrÃ¼ndet und damit
Ã¼berprÃ¼fbar gemacht wird. Darin erschÃ¶pft sich die Bedeutung der Einzel-GdB.
Sie gehen als bloÃ�e MessgrÃ¶Ã�e fÃ¼r mehrere zugleich vorliegende
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen restlos im Gesamt-GdB auf und erwachsen nicht in
Rechtskraft.

Bei der Ermittlung des Gesamt-GdB durch alle FunktionsstÃ¶rungen zusammen
dÃ¼rfen nach Ziff. 19 Abs. 1 AHP die einzelnen Teil-GdB-Werte nicht einfach addiert
werden. Auch andere Rechenmethoden sind fÃ¼r die Bildung eines Gesamt-GdB
ungeeignet. MaÃ�gebend sind die Auswirkungen der einzelnen
FunktikonsbeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen zueinander. Dabei fÃ¼hren indes leichte
GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen Teil-GdB von 10 bedingen, nicht zu einer
wesentlichen Zunahme des AusmaÃ�es der Gesamt-BeeintrÃ¤chtigung, die bei dem
Gesamt-GdB berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnte (vgl. BSG, Urteil vom 11.03.1998 â��
B 9 SB 9/97 R -). Auch bei leichten Behinderungen mit einem Teil-GdB von 20 ist es
regelmÃ¤Ã�ig nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es
der Behinderung zu schlieÃ�en. Bei der Beurteilung des Gesamt-GdB ist daher in
der Regel von der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung auszugehen, die den hÃ¶chsten
Einzel-GdB bedingt. Im Hinblick auf alle weiteren FunktionsstÃ¶rungen ist zu
prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird,
ob also wegen der weiteren FunktionsstÃ¶rungen dem ersten GdB 10 oder 20 oder
mehr Punkte hinzuzufÃ¼gen sind, um der Behinderung insgesamt gerecht zu
werden (vgl. Ziff. 19 Abs. 3 der AHP). Bei der Bildung des Gesamt-GdB ist zu
beachten, wie weit die Auswirkungen der einzelnen Behinderungen von einander
unabhÃ¤ngig sind und damit ganz verschiedene Bereiche im Ablauf des tÃ¤glichen
Lebens betreffen, ob sich eine Behinderung auf eine andere besonders nachteilig
auswirkt, wie weit sich die Auswirkungen der Behinderungen Ã¼berschneiden oder
ob das AusmaÃ� einer Behinderung durch eine hinzutretende GesundheitsstÃ¶rung
nicht verstÃ¤rkt wird.

Vor diesem Hintergrund hÃ¤lt der Senat unter BerÃ¼cksichtigung der festgestellten
Teil-GdB-Werte einen Gesamt-GdB von 70 seit 13.12.1999, d. h. seit der
Untersuchung der KlÃ¤gerin durch den gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen
fÃ¼r zutreffend und im Einklang stehend mit den AHP. Die bei der KlÃ¤gerin
vorliegenden einzelnen Behinderungen und ihre Auswirkungen sind teilweise von
einander unabhÃ¤ngig, soweit sie die BewegungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin einerseits
und ihr SehvermÃ¶gens andererseits betreffen, so dass die Auswirkungen beider
Behinderungen bei der Bildung des Gesamt-GdB berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼ssen.
Andererseits Ã¼berschneiden sich die Behinderungen der KlÃ¤gerin auf
orthopÃ¤dischem Gebiet, so dass der Gesamt-GdB wesentlich niedriger als die
Summe der einzelnen GdB, aber hÃ¶her als die fÃ¼r die Behinderung mit dem
hÃ¶chsten Einzel-GdB anzusetzen war. Da eine wesenliche Verschlechterung der
bei der KlÃ¤gerin vor allem beeintrÃ¤chtigenden HÃ¼ftgelenksbeweglichkeit
erstmals aus dem Gutachten von Prof. Dr. S â�¦ hervorgeht, die zu einer
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Heraufsetzung des GdB von 30 auf 40 fÃ¼hrte, war der GdB von 70 ab 13.12.1999
festzustellen. FÃ¼r die vorangeganen ZeitrÃ¤ume hat die KlÃ¤gerin hingegen
keinen Anspruch auf Feststellung eines hÃ¶heren GdB.

Die KlÃ¤gerin hat indes keinen Anspruch auf Feststellungen der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe des Merkzeichens "aG", da sie nicht
auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert ist.

Wer als auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert anzusehen ist, legt das
Schwerbehindertenrecht nicht fest. Es verweist auf den durch
straÃ�enverkehrsrechtliche Vorschriften definierten Begriff (Â§ 3 Abs. 1 Nr. 1
Schwerbehinderten-Ausweis-Verordnung â�� SchwbAwV â�� i. V. m. Â§ 6 Abs. 1 Nr.
14 StraÃ�enverkehrsgesetz -StVG -). Danach ist auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert,
wer sich wegen der Schwere seines Leidens dauernd nur mit fremder Hilfe oder mit
groÃ�er Anstrengung auÃ�erhalb seines Kraftfahrzeuges bewegen kann.

Zu diesem begÃ¼nstigten Personenkreis zÃ¤hlen: QuerschnittsgelÃ¤hmte,
Doppeloberschenkelamputierte, Doppelunterschenkelamputierte,
HÃ¼ftexartikulierte und einseitig Oberschenkelamputierte, die dauernd
auÃ�erstande sind, ein Kunstbein zu tragen oder nur eine Beckenkorbprothese
tragen kÃ¶nnen oder zugleich oberschenkel- oder armamputiert sind, sowie andere
Schwerbehinderte, die nach versorgungsÃ¤rztlicher Feststellung (auch aufgrund
von Erkrankungen) dem vorstehend angefÃ¼hrten Personenkreis gleichzustellen
sind (Nr. 11, II, 1 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift â�� VV Â§ 46
StraÃ�enverkehrsordnung â�� StVO -).

Die KlÃ¤gerin gehÃ¶rt nicht zu dem vorgenannten Personenkreis, da bei ihr weder
eine GliedmaÃ�enamputation noch ein QuerschnittslÃ¤hmung besteht. Sie kann
dem in der VV zu Â§ 46 StVO im Einzelnen genannten Personenkreis auch nicht
gleichgestellt werden.

FÃ¼r eine Gleichstellung kommt es nicht entscheidend auf die vergleichbare
allgemeine Schwere der festgestellten Leiden an, sondern allein darauf, dass die
Auswirkungen funktionell gleich zu achten sind. Der Leidenszustand muss ebenfalls
wegen einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Behinderung beim Gehen die Fortbewegung auf
das Schwerste einschrÃ¤nken (stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG, vgl. unter
anderem BSG, Urteil vom 13.12.1994 â�� 9 RVs 3/94 â�� SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 11;
Urteil vom 12.02.1997 â�� 9 RVs 11/95 -). Dabei ist zu beachten, dass der Begriff
der "auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung" einen unbestimmten Rechtsbegriff
darstellt, der als normatives Tatbestandsmerkmal durch eine entsprechende
Wertung auszufÃ¼llen ist. Dabei beinhaltet die genannte Verwaltungsvorschrift zu 
Â§ 46 StVO eine Auslegungshilfe dieses unbestimmten Rechtsbegriffs fÃ¼r die
Verwaltung. Im Streitfall obliegt sie jedoch letztendlich den Gerichten, das
normative Tatbestandsmerkmal der "auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung"
inhaltlich auszufÃ¼llen. Dabei ist die genannte Verwaltungsvorschrift als wichtiges
Hilfsmittel heranzuziehen, da sie den unbestimmten Rechtsbegriff insoweit
prÃ¤zisiert und in Ziff. 31 der AHP Eingang gefunden hat.
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Auf der Grundlage des vom SG eingeholten orthopÃ¤dischen Gutachtens und dem
Ã¤rztlichen Entlassungsbericht der Sachsenklinik Bad L â�¦ steht zur Ã�berzeugung
des Senats fest, dass die KlÃ¤gerin dem in der Verwaltungsvorschrift zu Â§ 46 StVO
aufgefÃ¼hrten Personenkreis nicht gleichgestellt werden kann.

Das GehvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin ist zwar unzweifelhaft eingeschrÃ¤nkt. Aufgrund
dessen wurde ihr das Merkzeichen "G" zuerkannt. UrsÃ¤chlich hierfÃ¼r ist
insbesondere die bei der HÃ¼ftgelenke. In funktioneller Hinsicht rechtfertigt indes
die Auswirkung dieser Behinderung keine Gleichstellung mit dem in der
Verwaltungsvorschrift zu Â§ 46 StVO genannten Personenkreis. Nach den
Feststellungen des gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen, denen sich der Senat
nach rechtlicher PrÃ¼fung anschlieÃ�t, kann nicht davon ausgegangen werden,
dass sich die KlÃ¤gerin nur mit Hilfe oder mit groÃ�er Anstrengung auÃ�erhalb
ihres Fahrzeuges bewegen kann. Wegstrecken von 500 m ohne Zeitdruck sind ihr
durchaus mÃ¶glich. Diese Wegstrecke liegt nach Auffassung des Senats Ã¼ber der,
die Doppelschenkelamputierten und vergleichbaren Personen im Sinne der
Verwaltungsvorschrift zugemutet werden kÃ¶nnen.

Nach der Rechtsprechung des BSG, denen sich der Senat aus eigener
Ã�berzeugung ausschlieÃ�t, sind die Vorschriften, nach denen eine
auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung anerkannt werden kann, ihrem Zweck
entsprechend eng auszulegen. Dem Schwerbehinderten mit auÃ�ergewÃ¶hnlicher
Gehbehinderung soll ermÃ¶glicht werden, mit einem Kraftfahrzeug mÃ¶glichst nahe
an das jeweilige Ziel zu fahren; das Merkzeichen "aG" ermÃ¶glicht dem
Schwerbehinderten, in FuÃ�gÃ¤ngerzonen zu parken, Parkzeiten zu Ã¼berschreiten
oder ohne GebÃ¼hr zu parken. Um diesem Gesetzesauftrag gerecht zu werden,
mÃ¼ssen ortsnahe ParkplÃ¤tze etwa in der NÃ¤he von BehÃ¶rden,
KrankenhÃ¤usern oder anderen Ã¶ffentlichen GebÃ¤uden, aber auch vor
Wohnungen oder in der NÃ¤he der ArbeitsstÃ¤tten der Behinderten eingerichtet
werden, wenn in zumutbarer Entfernung eine Garage oder ein Abstellplatz
auÃ�erhalb des Ã¶ffentlichen Verkehrsraumes nicht vorhanden ist. Denn nur so
kann gewÃ¤hrleistet werden, dass der Zweck des Nachteilsausgleichs, nÃ¤mlich die
neben der Benutzung des Kfz unausweislich anfallenden tatsÃ¤chlichen
Wegstrecken soweit wie mÃ¶glich zu verkÃ¼rzen, genÃ¼gt wird. Dies hat nach der
Rechtsprechung des BSG zur Folge, dass der berechtigte Personenkreis fÃ¼r das
Merkzeichen "aG" eng zu fassen ist. Der Ã¶ffentliche Parkraum kann nicht beliebig
gemehrt werden, so dass mit einer Ausweitung des berechtigten Personenkreises
letztlich dem gesamten Personenkreis wieder deutlich lÃ¤ngere Wegstrecken
zugemutet werden mÃ¼ssten, weil insoweit Ã¶ffentlicher Parkraum, der dem
Merkzeichen "aG" genÃ¼gt, nicht beliebig geschaffen werden kann (vgl. BSG, Urteil
vom 09.10.1987 â�� 9a RVs 5/86 â�� SozR 3-3870 Â§ 3 Nr. 28 S. 87, 88).

Hieraus folgt, dass Sinn und Zweck des Merkzeichens "aG" ist, dem Behinderten die
erforderlichen Wegstrecken soweit wie mÃ¶glich zu verkÃ¼rzen. Aufgrund dessen
ist bei vergleichbarer Schwere der Leiden in funktioneller Hinsicht die dem
Behinderten noch zumutbare Wegstrecke ein mitentscheidendes Indiz bei der
PrÃ¼fung, ob der Schwerbehinderte auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert ist. Dabei ist
maÃ�geblich, ob der Behinderte in der Lage ist, zu FuÃ� die Ziele zu erreichen, die
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Ã¼blicherweise im alltÃ¤glichen Leben erreicht werden mÃ¼ssen. Hierzu ist die
KlÃ¤gerin aber bei einer zurÃ¼cklegbaren Wegstrecke von 500 m noch in der Lage.
Im Ã�brigen ist die BewegungseinschrÃ¤nkung am linken HÃ¼ftgelenk lediglich
mittleren und am rechten geringen Grades, so dass bereits in funktioneller Hinsicht
keine EinschrÃ¤nkung der BewegungsfÃ¤higkeit gleich dem in der VV genannten
Personenkreis besteht.

Nach alledem war die Berufung der KlÃ¤gerin zum Teil begrÃ¼ndet, hinsichtlich des
Merkzeichens "aG" aber unbegrÃ¼ndet.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 15.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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